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in Porto Alegre, Brasilien
Zum ersten Mal seit der Gründung des Welt-

kirchenrates 1948 haben Delegierte aus

OeRK-Mitgliedskirchen sich in Lateinameri-

ka versammelt. Die Vollversammlung tagte

vom 14.–23. Februar 2006 in der Stadt, die

sich schon als Gastgeber des Weltsozialfo-

rums einen Namen gemacht hatte. Beteiligt

waren 704 Delegierte aus 348 OeRK-Mit-

gliedskirchen sowie Repräsentanten und Be-

obachter von anderen Kirchen, Organisatio-

nen und Bewegungen. Einschließlich derer,

die am Rahmenprogramm mit Workshops,

Ausstellungen und Musikveranstaltungen

teilnahmen, kamen über 4000 Teilnehmende

nach Porto Alegre. Die Gastgeberkirchen in

Brasilien und der weiteren Region waren ak-

tiv an der Ausrichtung des Ereignisses betei-

ligt. Das vielfältige tägliche Gottesdienstle-

ben des Treffens wurde durch Sonntagsgot-

tesdienste in den protestantischen, katholi-

schen und orthodoxen Gemeinden vor Ort

ergänzt.

Der Weltkirchenrat hat seine Vollversamm-

lung mit einem Plädoyer für eine weitere

Annäherung an Katholiken, Pfingstler und

evangelikale Gruppen beendet, die noch

nicht zur in Genf ansässigen Gemeinschaft

gehörten: Die Frage nach der sichtbaren Ein-

heit der Kirche steht weiter im Herzen des

Weltkirchenrates, so das Schlussdokument.

Unser letztes Ziel bleibt, dass wir – durch

Gottes Gnade – die sichtbare Einheit der

Kirche Christi erreichen und so einander am

Tisch des Herren willkommen heißen, unser

Ämterverständnisse versöhnen und einander

verpflichten für die Versöhnung in der Welt

einzutreten. Ein sichtbares Zeichen könnte

dabei die Feier des Osterfestes an einem

gemeinsamen Datum oder die allgemeine

gegenseitige Anerkennung der Taufe sein, so

die Diskussion auf der Versammlung. 

In Lateinamerika leben nach Angaben der

Vereinten Nationen 40 % der Menschen in

Armut, ein Zustand, den die Versammlung

als ungerecht, illegitim und unmoralisch gei-

ßelte. Die Rechte des Südens werden dem

Weltkirchenrat auch weiter ein großen Anlie-

gen sein, gerade auch in Zeiten zunehmen-

der Globalisierung. Diese habe jedoch nicht

nur Auswirkungen auf die wirtschaftlichen

Beziehungen, sondern auch auf die Aufgabe

des Weltkirchenrates, für die christliche Ein-

heit einzutreten. 

Die Versammlung unterstrich auch die Be-

deutung des interreligiösen Gesprächs, gera-

de angesichts der aktuellen Debatte um die

Karikaturen über den Propheten Moham-

med. Diese Realitäten erforderten eine ver-

stärkte Kooperation zwischen Christen und

Die neuen Präsidenten des OeRK: (v.l.n.r.): John Taroanui Doom, Evangelische Kirche von
Französisch-Polynesien, Pfrin. Dr. Bernice Powell Jackson, Vereinigte Kirche Christi (USA),
Dr. Mary Tanner, Kirche von England, Pfr. Prof. Dr. Simon Dossou, Methodistische Kirche
von Benin, Erzbischof Dr. Anastasios von Tirana, Autokephale Orthodoxe Kirche von Alba-
nien, Pfr. Dr. Soritua Nababan, Protestantisch-Christliche Batak-Kirche (Indonesien), und
Pfrin. Dr. Ofelia Ortega, Presbyterianisch-Reformierte Kirche in Kuba.
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Muslimen. Herausgefordert wurde die Ver-

sammlung dabei von der Intervention den

anglikanischen Primas Rowan Williams, der

auf den Mut und zugleich die Bedrängnis

der kleinen christlichen Gemeinschaften zum

Beispiel im Nahen Osten oder in Pakistan

verwies. Diese lebten nicht in dem Klima des

Dialogs, wie er im Westen in komfortablen

Konferenzzentren gepflegt werde, sie sähen

sich täglich einem mühsamen und oft

schmerzvollen Prozess von Vertrauensbil-

dung in einem sehr unsicheren und sehr

komplexen Umfeld ausgesetzt.

Scheidender Vorsitzender fordert 
Erneuerung der Oekumene

„Die oekumenische Bewegung steckt in

einer Glaubwürdigkeits- und Bedeutungskri-

se“, sagte Aram I., der scheidende Vorsitzen-

de des Zentralausschusses in seinem einlei-

tenden Bericht. Die oekumenische Bewe-

gung brauche dringend eine grundlegende

Erneuerung und Verwandlung. Er benutzte

bewusst den Begriff „Aggiornamento“, das

Leitmotiv von Papst Johannes XXIII. bei der

Einberufung des Zweiten Vatikanischen Kon-

zils (1962–1965). Aram hofft auf eine neue

gemeinsame oekumenische Vision und Ziele,

die auch mit der römisch-katholischen Kirche

und anderen oekumenischen Partnern geteilt

werden. In den vergangenen Jahren hätten

sich neue Modelle von Oekumene entwi-

ckelt: Kooperation mit geldgebenden Orga-

nisationen und kirchlichen Hilfswerken, Zu-

sammenarbeit in weltweiten Netzwerken, 

anwaltschaftliche Arbeit ähnlich den Nichtre-

gierungsorganisationen sowie Partnerschaf-

ten und Allianzen anstelle von Mitglieds-

organisationen.

Auf dem Weg zu einer 
oekumenischen Friedensdenk-
schrift und einer weltweiten
Friedenskonvokation 

Aram I. hob in seinem Bericht als Vorsitzen-

der des Zentralausschusses die Gewaltlosig-

keit als machtvolle Strategie für ein zukunfts-

weisendes Miteinander hervor. „Andere ha-

ben die Strategie des ‚Krieges gegen den Ter-

ror‘. Unsere ist die ‚Überwindung der Ge-

walt‘. Andere verfolgen das Ziel der ‚Sicher-

heit‘, selbst mit militärischer Gewalt. Unser

Ziel ist Frieden durch Gerechtigkeit und die

Förderung gegenseitigen Verstehens und

Vertrauens“, sagte er unter anhaltendem Ap-

plaus der Delegierten und Gäste in Porto

Alegre.

Die OeRK-Dekade zur Überwindung von

Gewalt habe höchste Dringlichkeit und solle

Arbeitsschwerpunkt des ganzen Weltkir-

chenrates werden. Dieser christliche Beitrag

zur globalen Kampagne gegen die Gewalt

müsse allerdings vor dem Hintergrund neuer

Entwicklungen reorganisiert und klarer defi-

niert werden.

In dem Bericht des Ausschusses für Pro-

grammrichtlinien wurde festgehalten:

„23. … Die Kirchen haben einen Beitrag zu
leisten zur Stärkung der Kooperationsbereit-
schaft auf der internationalen Ebene sowie
der internationalen Achtung der Rechtsstaat-
lichkeit im Umgang mit den Menschenrech-
ten, mit Militarismus und der friedlichen Lö-
sung von Konflikten. Bei dieser Vollversamm-
lung wurde energisch bekräftigt, dass die
Kirchen dringend die Zusammenarbeit und
den Dialog auf der interreligiösen Ebene
suchen müssen …

25. Der Ausschuss empfiehlt, … mehr Aus-
tausch über erfolgreiche Beispiele zu ermög-
lichen, ... einen breiten Konsultationsprozess
zu initiieren, mit dem Ziel, eine oekumenische
Erklärung zum „gerechten Frieden“ zu for-
mulieren; und schließlich, zum Abschluss der
Dekade 2010 wesentliche, wirksame Initiati-
ven durchzuführen.“

Mit anderen Worten: Die Dekade soll 2010

mit einer weltweiten oekumenischen Frie-

denskonvokation abgeschlossen werden. Bis

dahin soll eine oekumenische Friedensdenk-

schrift erarbeitet werden.

(OeRK IX. VV Porto Alegre, Aus dem Bericht des

Ausschusses für Programmrichtlinien Dokument Nr.

PGC 01)

Dekade zur Überwindung von 
Gewalt – Neuverpflichtung

„Gemeinsam mit der ganzen oekumenischen

Bewegung verpflichten wir uns aufs Neue,

für eine Kultur des Friedens und der Gewalt-

losigkeit zu arbeiten und Gewalt zu überwin-

den, der wir in unserem Leben begegnen“,

erklärten die Delegierten. 

Die hannoversche Landesbischöfin Dr.

Margot Käßmann als Leiterin der EKD-De-

legation war eine der Teilnehmenden, die die

Ziele für die weitere Arbeit verlasen. In der

Neuverpflichtung heißt es: „Die Ziele, Ge-

walt zu überwinden und eine Friedenskultur

aufzubauen, bedeuten geistliche, theologi-

sche und praktische Herausforderungen für

unsere Kirchen, die uns in unserem Wesens-

kern als Kirche berühren. Die Diskussion

über das gesamte Spektrum von Geist und

Logik der Gewalt hat begonnen, aber der

eingeschlagene Kurs erfordert Hartnäckig-

keit und Ausdauer.“

„Der interreligiöse Dialog über die ver-

deckten Verbindungen zwischen Religion

und Gewalt ist zu einem der Schwerpunkte

der Dekade geworden. Dies gilt insbesonde-

re für den Dialog zwischen Christen und

Muslimen.“

„Die Sorge um Sicherheit ist zum beherr-

schenden Motiv für individuelle wie auch für

gesellschaftliche und politische Entscheidun-

gen geworden. „Menschliche Sicherheit“

setzt gerechte Beziehungen in einer Gemein-

schaft voraus. Wir müssen feststellen, dass

Sicherheit zunehmend durch die Auswirkun-

gen der wirtschaftlichen Globalisierung be-

droht wird. Daher sind die Bemühungen um

eine „alternative Globalisierung im Dienst

von Menschen und Erde“ als entscheidender

Beitrag zur Fortführung der Dekade anzuse-

hen.“

„Die Achtung der Menschenwürde, die

Sorge um das Wohl des Nächsten und die

aktive Förderung des Gemeinwohls sind Ge-

bote des Evangeliums Jesu Christi. Mann

und Frau sind beide nach dem Bild Gottes

geschaffen und gerecht durch seine Gnade.

Daher sind Menschenrechte die grundlegen-

den Elemente der Prävention von Gewalt auf

allen Ebenen – ... Wir müssen das Verständ-

nis der „wiederherstellenden“ oder „trans-

formativen“ Gerechtigkeit weiter fördern mit

dem Ziel, funktionierende gerechte Bezieh-

ungen in den Gemeinschaften aufzubauen.“

„Ein Verzicht auf jegliche theologische

und ethische Rechtfertigung von Gewalt

setzt eine Geisteshaltung voraus, die ihre Stär-

ke aus der Spiritualität und aus einer Nach-

folge der aktiven Gewaltlosigkeit bezieht.“

„Die Praxis der Gewaltlosigkeit muss in

einer Spiritualität verwurzelt sein, die sich

der eigenen Verwundbarkeit bewusst ist; die

die Machtlosen ermutigt und ermächtigt,

sich denen, die ihre Macht missbrauchen, zu

widersetzen; und die auf die aktive Gegen-

wart der Macht Gottes in menschlichen Kon-

flikten vertraut und daher den scheinbaren

Mangel an Alternativen in Situationen der

Gewalt überwindet.“

„Wir werden gemeinsame Projekte unter-

stützen und koordinieren, Projekte, die den

Aufbau von Strukturen, Instrumenten und

Gemeinschaften des gewaltfreien zivilen

Konfliktmanagements zum Ziel haben.“

„Unser Ziel bleibt es, das Streben nach Ver-

söhnung und Frieden ,vom Rand in das

Zentrum des Lebens und des Zeugnisses der

Kirchen‘ zu rücken. Frieden zu schaffen

ohne Gewalt, ist eine christliche Kerntugend

und ein Gebot der Botschaft des Evange-

liums …“

„Die oekumenische Gemeinschaft der Kir-

chen ist ein kraftvoller Ausdruck der Über-

zeugung, dass die Gemeinschaft aller Heili-

gen, die ein Geschenk Gottes und in Gottes

dreieinigem Leben verwurzelt ist, die stets zu

Teufelskreisen der Gewalt führende Kultur

der Feindschaft und Ausgrenzung überwin-

den kann.“

Tutu: Gott braucht uns 
als Friedensstifter 

Eine Friedensdemonstration wurde im Rah-

men der OeRK-Dekade zur „Überwindung

von Gewalt“ angeführt von den Friedens-

nobelpreisträgern Desmond Tutu, anglikani-

scher Erzbischof von Südafrika, und Adolfo

Esquivel, Menschenrechtler aus Argentinien.

Weit mehr als tausend Vollversammlungsteil-

nehmer und brasilianische Unterstützer be-

teiligten sich. Bei dem Kerzenlicht-Marsch

im Zentrum von Porto Alegre wurde der

Dekade-Jahresschwerpunkt Lateinamerika

gestartet.
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OeRK-Präsidentin Bernice Powell-Jackson

ermahnte die Teilnehmenden, sich für den

Einsatz zur Überwindung von Gewalt zu

verpflichten. Prawate Khidarn von der Kon-

ferenz christlicher Kirchen in Asien (CCA)

sagte zu ihnen: „Wenn wir nicht den Frieden

riskieren, riskieren wir Krieg.“ Israel Batista

vom Rat der Lateinamerikanischen Kirchen

(CLAI) sprach von Armut, Ungerechtigkeit

und dem Missbrauch von Frauen und Kin-

dern und fragte: „Wie können wir da über

Frieden sprechen?“ Er sagte aber auch:

„Trotz all dieser Gewalt werden wir das Rin-

gen um Frieden fortsetzen.“ 

Ihren Höhepunkt erreichte die Veranstal-

tung, als Desmond Tutu zum Abschluss das

Wort ergriff. „Wir haben einen ganz außeror-

dentlichen Gott“, begann er seine leiden-

schaftliche Ansprache. „Gott ist ein mächtiger

Gott, doch Gott braucht deine Hilfe. Wenn

jemand hungert, kommt das Brot nicht vom

Himmel. Wenn Gott die Hungernden sätti-

gen will, müssen du und ich die Hungernden

sättigen. Und nun will Gott Frieden in dieser

Welt.“ Der Erzbischof beendete seine Rede

mit den Worten: „So brecht nun alle auf und

vertretet unseren Herrn und Retter Jesus

Christus.“ Während der Zug sich allmählich

in alle Richtungen auflöste, sang der Chor der

9. OeRK-Vollversammlung „We are marching

in the light of God“.

Wirtschaftliche Gerechtigkeit –
AGAPE

In der mit Spannung erwarteten Plenarsit-

zung zur wirtschaftlichen Gerechtigkeit er-

klärte der als Moderator fungierende Vorsit-

zende des Rates der EKD, Bischof W. Hu-

ber, die Globalisierung habe viele Gesichter,

positive wie negative. Er warnte davor, die

Diskussion über Fragen der Globalisierung

allein auf wirtschaftliche Aspekte zu be-

schränken: „Wir dürfen uns als Christen und

als Vertreter der Kirchen nicht der Ökono-

misierung des Denkens ausliefern, die sich

um uns her ausbreitet.“ Wirtschaftliche Ge-

rechtigkeit sei nur dann möglich, wenn die

Zivilgesellschaft ihre eigenständige Bedeu-

tung behalte und neue Kraft entwickele. Der

Staat müsse geeignete politische Rahmenbe-

dingungen schaffen, um sozialen Ausgleich

und gesellschaftlichen Zusammenhalt zu er-

möglichen.

Seit der letzten OeRK-Vollversammlung

1998 in Harare (Simbabwe) habe die oeku-

menische Bewegung intensiv über den Pro-

zess der Globalisierung diskutiert. „Jetzt

warten viele darauf, dass wir über die Pro-

klamationen hinausgehen und alternative

Handlungsmöglichkeiten aufzeigen.“ Die

Leitfrage dabei müsse sein, wie die biblische

Option für die Armen und wirtschaftlicher

Sachverstand sinnvoll aufeinander bezogen

werden könnten. Vor allem junge Menschen

drängten auf die Entwicklung solcher alter-

nativen Handlungsmöglichkeiten. „Auch

Christen, die selbst wirtschaftliche Verant-

wortung tragen oder in internationalen In-

stitutionen arbeiten, hoffen in dieser Hin-

sicht auf die Stimme ihrer Kirchen. Denn sie

wollen sich beteiligen an einer Globalisierung

der Gerechtigkeit und der Solidarität.“

In der Plenarsitzung wurde der sogenann-

te AGAPE-Aufruf („Für eine alternative Glo-

balisierung im Dienst von Menschen und Er-

de“) öffentlich verlesen. Auch weil kaum

Zeit blieb für eine Diskussion über das

grundlegende AGAPE-Studiendokument,

empfahl der Ausschuss für Programmricht-

linien, „in den kommenden Jahren den

AGAPE-Prozess weiterzuführen und ihn auf

eine umfassenderen, fortlaufenden Dialog

zwischen Religion und Politik, theologische

Reflexionsarbeit, eine grundlegende politi-

sche, wirtschaftliche und gesellschaftliche

Analyse sowie den Austausch über praktische

positive Ansätze der Kirchen auszuweiten.“ 

OeRK IX. VV Porto Alegre

(Aus dem Bericht des Ausschusses für Programmricht-

linien, Dokument Nr. PGC 01)

Überwindung von 
Armut und Ungerechtigkeit 
in Lateinamerika

Die Vollversammlung widmete eine Plenar-

sitzung dem gastgebenden Kontinent Latein-

amerika. Sie stellte fest, dass die ungerechte

Verteilung des Reichtums, der natürlichen

Ressourcen und der Chancen zu drastischer

Armut in der Region geführt hat. Sie rief die

lateinamerikanischen Regierungen dazu auf,

„ihre Arbeit an einer wirksameren Integra-

tion der Region zu verstärken, um die Her-

ausforderungen der Gegenwart anzuneh-

men; effektive Strategien zur Überwindung

von Armut, Ungerechtigkeit und Raubbau

an der Umwelt zu entwickeln; die Rechts-

staatlichkeit sowie die Achtung und För-

derung der Menschenrechte und Menschen-

würde zu unterstützen und weiter nach We-

gen zur Stärkung der Demokratie in ihren

Ländern zu suchen ...“

Sie rief die internationale Gemeinschaft,

die Staaten und die Internationalen Finanz-

institutionen mit Nachdruck dazu auf, „die

Unrechtmäßigkeit der Auslandsschulden, die

eine Belastung für die Region darstellen, an-

zuerkennen und die Logik der Freihandels-

abkommen zu korrigieren, um wirksam auf

die Bedürfnisse der Bevölkerung und auf die

Sorgen einzugehen, die kürzlich von den

Kirchen in der Region im Blick auf die Fol-

gen für Bauern und Arbeiter, für die Rechte

von Gemeinschaften, für Umwelt und Bür-

gerbeteiligung geäußert wurden.“

(OeRK IX. VV Porto Alegre, Dokument Nr PIC 02-1)

„Zugang zu Wasser ist 
menschliches Grundrecht“

In einer Erklärung rief der OeRK seine Mit-

gliedskirchen und oekumenischen Partner

auf, sich für den Schutz weltweiter Wasser-

ressourcen einzusetzen. Es gelte, rechtliche

Instrumente und Mechanismen zu entwi

ckeln, die das Recht auf Wasser als grundle-

gendes Menschenrecht auf lokaler, nationa-

ler, regionaler und internationaler Ebene gar-

antierten. Der OeRK sprach sich für eine

Stärkung des Oekumenischen Wassernetz-

werkes aus (Ecumenical Water Network) und

für Initiativen, die die lokale Bevölkerung

befähigen, verantwortlich mit vorhandenen

Wasservorräten umzugehen. Regierungen

und internationale Hilfsorganisationen soll-

ten sich vorrangig um Programme bemühen,

die den Zugang zu Wasser und die Entwick-

lung angemessener Sanitärsysteme ermög-

lichten. Die Kirchen und ihre oekumenischen

Partner werden gebeten, Konflikte und Ver-

einbarungen mit Bezug zu Wasservorräten

zu beobachten.

Gegen Aushöhlung 
der Menschenrechte im Kampf
gegen den Terror

Der OeRK hat vor der Aushöhlung funda-

mentaler internationaler Gesetze und Men-

schenrechtsstandards im Rahmen der Ter-

rorbekämpfung gewarnt. „In jüngster Zeit

haben Terrorakte und manche Aspekte des

sogenannten Krieges gegen den Terror neue

Dimensionen der Gewalt hervorgerufen,“

heißt es in der Erklärung zu „Terrorismus,

Terrorbekämpfung und Menschenrechte“. 

Die Kirchendelegierten erklärten, „dass

Terror, als wahllose politisch oder religiös

begründete Gewalttaten gegen unbewaffnete

Zivilisten, niemals rechtlich, theologisch

oder ethisch rechtfertigt werden kann.“

Nationale und internationale Instrumente

der Rechtsprechung sollten gestärkt werden.

Die internationale Gemeinschaft sollte in der

Abwehr des Terrorismus zusammen arbeiten,

insbesondere durch Stärkung des Interna-

tionalen Gerichtshofes.

Uganda: 
Kinder in Konzentrationslagern

In einem bewegenden Appell rief der frühe-

re Außenminister von Uganda, Olara A.

Otunnu, die Kirchen auf, Stellung zum

Völkermord in Nord-Uganda zu beziehen.

„Die Frauen und Kinder in Nord-Uganda

Die Nobelpreisträger Adolfo Esquivel und Des-
mond Tutu beim Friedensmarsch während der
OeRK-Vollversammlung
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einzig sichere Schutz gegen Atomwaffen Ver-

bot, Abschaffung und Kontrolle sind (2.Voll-

versammlung, 1954) und rief unter anderem

dazu auf, die Bevölkerung sollte bei ihren

Regierungen darauf drängen, „dass die na-

tionale Sicherheit ohne den Einsatz massiver

Zerstörungswaffen gewährleistet wird“ (5.

Vollversammlung, 1975).“

„Der OeRK ruft die drei Staaten, die den

Nichtverbreitungsvertrag nicht unterzeichnet

haben (Indien, Israel, Pakistan), bzw. den

einen Staat, der von dem Vertrag zurückge-

treten ist (Nordkorea), und den Staat, der

mit einem Rücktritt droht (Iran), grundsätz-

lich auf, dem Vertrag als Nichtatomstaaten

beizutreten, um einen vollständig überprüf-

baren Wiedereintritt zu vollziehen und nicht

zurückzutreten.“

Die Vollversammlung ruft alle Mitglieds-

kirchen auf, „ihre Regierungen aufzufordern,

die unmissverständliche Abschaffung von

Atomwaffen gemäß den Bestimmungen des

NVV zu verfolgen.“

(OeRK IX. VV Porto Alegre, Dokument Nr. PIC 02–6)

Schuldbekenntnis von 
US-Kirchen: Mitverantwortung
für Irak-Krieg

Die Konferenz US-amerikanischer Kirchen

im OeRK hat in einem Offenen Brief an die

9. OeRK-Vollversammlung mit Bezug auf

den Irak-Krieg eine Schulderklärung vorge-

legt. 

„Wir bekennen, dass wir unsere Stimme

nicht laut und ausdauernd genug erhoben

haben, um unsere Führer von diesem Weg

des Präventiv-Krieges abzuhalten“, heißt es

in der in Porto Alegre verlesenen Erklärung

von 34 in der Konferenz zusammen ge-

schlossenen Kirchen. 

„Die Vollversammlung des OeRK ist eine

einzigartige Gelegenheit, sich in dieser Weise

zu äußern“, sagte Pastor John Thomas, der

Präsident der United Church of Christ vor

Journalisten. 

Die USA habe in den Jahren seit den

Terroranschlägen des 11. September 2001 die

„Familie der Menschheit gefährdet und die

Schöpfung missbraucht“, schreiben die Ver-

treter der Konferenz. „Wir beklagen mit be-

sonderem Schmerz den Krieg im Irak“, der

auf der Basis von Täuschungen ausgelöst

worden sei und universelle Normen der Ge-

rechtigkeit und der Menschenrechte verletzt

habe. „Wir gestehen mit Scham den Miss-

brauch ein, der in unserem Namen verübt

wurde.“

In dem Brief danken die Vertreter der

Konferenz den Delegierten der OeRK-Voll-

versammlung für Zeichen der Solidarität

nach den Anschlägen vom 11. September

2001. „Eure seelsorgerlichen Worte, eure

Gaben und eure Gebete haben uns unter-

stützt und uns daran erinnert, dass wir nicht

allein sind.“ Aber die Vereinigten Staaten

hätten darauf geantwortet, indem sie „Terror

auf die wahrhaft Verwundbaren unter unse-

ren globalen Nachbarn herabsandten“. In

dem Brief beziehen sich die Kirchenvertreter

auch auf die Themen des Klimawandels und

der weltweit zunehmenden Armut. Die Um-

weltverschmutzung werde fortgesetzt, die

globale Erwärmung nicht gestoppt. 

„Es gibt eine Spaltung innerhalb unserer

Kirchen“, sagte Leonid Kishkovsky, Mitglied

der Orthodox Church in America und

Moderator der US-Conference gegenüber

Journalisten in Porto Alegre. „Wir können

nicht autoritativ für irgendeine Kirche spre-

chen. Aber wir sind verantwortliche Leiter,

wir sind von unseren Kirchen gewählt, und

wir fühlen uns gedrängt hier klar zu spre-

chen.“ Kishkovsky sagte, dass „rings um den

Erdball die christlichen Stimmen wahrge-

nommen werden, die Präsident Bush und

den Krieg unterstützen. Wir möchten die

Welt wissen lassen, dass hier eine ernsthafte

moralische Auseinandersetzung stattfindet

und in Wahrheit eine Mehrheit der US-

Amerikaner den Krieg nicht unterstützt.“

„Wenn wir befreundete Kirchen irgendwo

in der Welt besuchen, merken wir zuneh-

mend, dass wir als gefährliche Nation be-

trachtet werden“, sagte Pfr. John Thomas,

Präsident der United Church of Christ. „Das

ist nicht allein verursacht durch die kriegeri-

sche Gewalt, sondern auch durch die unkon-

trollierte Zerstörung der Umwelt und unse-

ren Reichtum angesichts der weltweit zuneh-

menden Armut.“ Die Präsidentin der Chris-

tian Church (Disciples of Christ), Sharon

Watkins, fügte hinzu: „Wir sind täglich

Nutznießer der politischen Strategien unse-

rer Regierung. Als Nutznießer müssen wir

Schuld bekennen.“

Erklärung zur Schutzpflicht

Im Januar 2001 hatte der Zentralausschuss

des OeRK das Dokument „Der Schutz ge-

fährdeter Bevölkerungsgruppen in Situatio-

nen bewaffneter Gewalt: Ein oekumenischer

ethischer Ansatz“ entgegen genommen.

Darin wurden die Kirchen aufgerufen, sich

weiter mit der Thematik auseinanderzuset-

zen. Innerhalb des OeRK begann die

Kommission der Kirchen für Internationale

Angelegenheiten (CCIA) einen Studien- und

Beratungsprozess. In deren zwischenzeitlich

erarbeiteten Stellungnahme für die Voll-

versammlung in Porto Alegre heißt es:

„Die Kirchen unterstützen die in der

Entstehung begriffene internationale Norm

der Schutzpflicht, wonach den Regierungen

eindeutig die vorrangige und souveräne

Pflicht zugewiesen ist, die Sicherheit ihrer

Bevölkerung zu gewährleisten. Die Sou-

veränität eines Staates ist also in gewissem

Maße durch dessen Fähigkeit bedingt, die

Schutzpflicht wahrzunehmen und für das

Wohl seiner Bevölkerung zu sorgen. Wenn

diese Pflicht gravierend verletzt wird, sei es

durch Untätigkeit, fehlende Kapazitäten

oder direkte Übergriffe auf die Bevölkerung,

hat die internationale Gemeinschaft die

Pflicht, Völkern und Staaten zu Hilfe zu

haben mich gebeten, ihren Hilferuf an die

Kirchen auszurichten.“ Die Bevölkerung

Nord-Ugandas sei gefangen zwischen den

Rebellen der Lord’s Resistance Army (LRA)

und den Gräueltaten der ugandischen Re-

gierung. Eine Studie einer christlichen Hilfs-

organisation berichte, dass jede Woche rund

1000 Kinder in den Konzentrationslagern

der Regierung ums Leben kämen, so Otun-

nu, der bis vor kurzem UN-Beauftragter für

Kinder in bewaffneten Konflikten war. Es

handele sich um den umfassendsten Völker-

mord, den er sich vorstellen könne, sagte

Otunnu. „Wir brauchen die Stimme der

weltweiten Kirchen.“

Indigene Völker 
und Sprachenvielfalt

Der Ausschuss für öffentliche Angelegenhei-

ten nahm einen Vorschlag für einen Proto-

kollpunkt zu indigenen Völkern und Sprach-

verlust entgegen. Auf seiner Tagung im Feb-

ruar 2005 in Genf hatte der Zentralausschuss

des OeRK eine Erklärung zu den Menschen-

rechten und Sprachen indigener Völker abge-

geben. Er rief die Mitgliedskirchen dazu auf,

an ihre Regierungen zu appellieren, alle Ge-

setze abzuschaffen, die indigene Sprachen

diskriminieren, und dafür zu sorgen, dass der

Druck auf indigene Sprachen im Bildungs-

und Gesellschaftssystem abgebaut wird, so-

wie sich aktiv um die Einhaltung internatio-

naler Übereinkommen und Verträge über das

Grundrecht aller Menschen auf die Anwen-

dung ihrer ererbten Sprache zu bemühen.

Der Zentralausschuss erinnert die Kirchen

und die Christliche Gemeinschaft daran, dass

die Vielfalt der gesprochenen Sprachen als

Zeichen der Fülle des Geistes Gottes in der

Apostelgeschichte (Kap. 2) und als integraler

Teil der Vision von der Anbetung vor dem

Thron Gottes in der Offenbarung (7,9) er-

wähnt wird.

(OeRK IX. VV Porto Alegre, Ausschuss für öffentliche

Angelegenheiten, Dokument Nr. PIC 02)

Atomwaffen abschaffen

Die OeRK-Vollversammlung erinnerte an

ihre Position, dass die fünf Atommächte Chi-

na, Frankreich, Russland, Großbritannien

und die USA sich verpflichten müssen, ihre

Nuklearwaffen niemals als erste einzusetzen,

ihren Gebrauch nicht anzudrohen und die

Waffen von den Territorien von Nicht-

Atommächten zu entfernen. Wenn immer

mehr Staaten versuchten, Nuklearwaffen zu

erlangen, wachse die Gefahr, dass solche

Waffen in die Hände von Terroristen fallen. 

„Seit seiner Entstehung als Gemeinschaft

christlicher Kirchen hat der OeRK Atomwaf-

fen verurteilt. Sie führen „in einem moder-

nen Krieg zu unterschiedsloser Zerstörung in

einem Umfang, wie ihn die Welt bei früheren

Kriegen nicht gekannt hat“, und sie sind

„Sünde wider Gott“ (1. Vollversammlung,

1948). Der OeRK erkannte früh, dass der



stimmten darin überein, dass Wege der Zu-

sammenarbeit mit anderen kirchlichen Grup-

pen entwickelt werden sollen, die zu einer

„verbesserten Zusammenarbeit und Einheit-

lichkeit der Botschaft“ aller oekumenischen

Kräfte führt.

Die Vollversammlung unterstützte den

Vorschlag des Generalsekretärs, nach Struk-

turen für OeRK-Vollversammlungen zu su-

chen, die in den kommenden Jahren zu einer

Verbindung mit den weltweiten Treffen an-

derer kirchlicher Organisationen und Ver-

bünde führen könnten.

Wenn es gelänge, innerhalb der nächsten

zehn Jahre eine gemeinsame, weltweite

christliche Versammlung zu organisieren,

wäre das ein „revolutionärer Schritt“, so der

OeRK-Generalsekretär, Pfarrer Samuel Ko-

bia, zum Ende der Vollversammlung. 

Situation von christlichen 
Minderheiten beobachten 

Eine der problematischsten Folgen der jüng-

sten internationalen Entwicklungen sei, dass

zum Beispiel Christen im Nahen Osten oder

in Pakistan mit einer als feindlich wahrge-

nommenen ausländischen Politik in Verbin-

dung gebracht werden, sagte das Oberhaupt

der Anglikanischen Gemeinschaft bei seinem

Besuch der Vollversammlung. „Die hier-

durch bedingten Leiden christlicher Minder-

heiten sollten von all unseren Kirchen und

der gesamten Vollversammlung beständig im

Auge behalten werden.“

Christen sollten anderen Religionen mit

Selbstvertrauen und Zuversicht begegnen,

sagte Erzbischof Rowan Williams in seinem

Vortrag zum Thema „Christliche Identität

und religiöser Pluralismus“. Er ermutigte die

Zuhörer zu einem neuen Blick auf die eigene

Identität. „Vergessen wir für einen Moment

das ‚Christentum‘ als ein Ideensystem, das

mit anderen auf dem Markt konkurriert.

Konzentrieren wir uns stattdessen auf den

Ort, den Jesus, der Gesalbte, in der Welt

einnimmt, und darauf, was an diesem Ort

möglich wird.“ Der christliche Glaube erhe-

be nicht in erster Linie den Anspruch, im

Gegensatz zu allen Konkurrenten das allein

gültige Gedankensystem anzubieten: „Sein

Anspruch ist vielmehr, dass es möglich ist, so

nahe bei Gott zu leben, dass keine Angst

oder kein Misserfolg je Gottes Zusage an uns

aufheben kann.“ 

Lutherischer und Reformierter
Weltbund befürworten gemein-
same Vollversammlungen mit
Oekumenischem Rat

OeRK-Generalsekretär Samuel Kobia schlug

in seinem Bericht vor der Vollversammlung in

Porto Alegre vor, die weltweiten konfessio-

nellen Bünde sollten ihre Vollversammlungen

zeit- und ortsgleich mit der Vollversamm-

besiegen, sondern ein Einsatz zum Schutz

gefährdeter Menschen vor Schikane, Verfol-

gung und Mord. Sie steht einer das Recht

achtenden Polizeitätigkeit – wenn auch viel-

leicht nicht in der Intensität des erforder-

lichen Gewalteinsatzes – näher, da die Streit-

kräfte nicht eingesetzt werden, um eine Aus-

einandersetzung zu „gewinnen“ oder ein

Regime zu besiegen.“

„Die Vollversammlung „beklagt gemein-

sam mit anderen Christen weltweit unser kol-

lektives Unvermögen, gerecht zu leben, für

Gerechtigkeit einzustehen und uns dem Un-

recht zu verweigern. Eine solche Haltung in

der Welt ist nur dort möglich, wo die Herr-

schaft Christi mehr wiegt als jede andere

Loyalität und wo die Kirche offen ist für die

geheimnisvolle Stärkung durch den Heiligen

Geist. Die kritische Solidarität mit den Op-

fern von Gewalt und das Eintreten gegen alle

Mächte der Unterdrückung müssen auch

unsere theologischen Mühen um eine solche

neue Ekklesiologie prägen“.

(OeRK IX. VV Porto Alegre, Dokument PIC Nr 02)

Einheit der Kirchen

Zu ihrem Kernanliegen, der christlichen Ein-

heit, nahm die Vollversammlung den neuen

Text „Berufen, die eine Kirche zu sein“ an.

OeRK und Mitgliedskirchen sind dringend

dazu aufgerufen, den Fragen nach Einheit,

Katholizität, Taufe und Gebet hohe Priorität

zu geben. Die Mitgliedskirchen werden ein-

geladen, ihre Verpflichtung zur Suche nach

Einheit zu erneuern und ihren Dialog zu ver-

tiefen. Sie werden aufgefordert, bis zur näch-

sten Vollversammlung zu zehn Fragen am

Schluss des Textes Stellung zu nehmen, die

auf pointierte Weise die wiederkehrenden

Themen wie Abendmahl, Formen der Spiri-

tualität und Solidarität unter den Kirchen

aufnehmen, die auf der ständigen Tagesord-

nung der Kirchen stehen sollten.

Die Mitgliedskirchen und die oekumeni-

schen Partner wurden aufgerufen, den

OeRK in seiner Rolle als Impulsgeber im

Neugestaltungsprozess der weltweiten Oeku-

mene zu unterstützen. Die Vollversammlung

bekräftigte die zentrale Bedeutung des

Dokumentes „Auf dem Weg zu einem ge-

meinsamen Verständnis und einer gemeinsa-

men Vision des Oekumenischen Rates der

Kirchen“, das die Beziehungen der Mit-

gliedskirchen des OeRK zueinander und zu

anderen oekumenischen Partnern in grund-

legender Weise formuliere.

Die Delegierten riefen zu neuen Anstren-

gungen auf, um die kirchliche Einheit sicht-

bar zu machen, die es der oekumenischen

Bewegung ermöglichen soll, der Welt eine

„einheitliche, gnadenreiche geistliche Bot-

schaft des christlichen Glaubens“ zu vermit-

teln.

Die Vollversammlung zeigt in ihren Pro-

grammrichtlinien Wege zur verstärkten Zu-

sammenarbeit mit der römischkatholischen

Kirche, die kein Mitglied des OeRK ist, und

mit den Pfingstkirchen auf. Die Delegierten
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kommen und in Extremfällen im Interesse

und zur Sicherheit der Bevölkerung jenseits

der Souveränität in die inneren Angelegen-

heiten des Staates einzugreifen.“

„Studien des OeRK haben gezeigt, dass

die Kirchen … sich darüber einig sind, dass

Prävention zur Verhinderung und, wenn

möglich, Beilegung von Krisen, bevor diese

besorgniserregende Ausmaße annehmen, die

wesentliche und primäre Rolle spielt. Schutz

wird erforderlich, wenn Prävention misslingt.

Daher betonen die Kirchen die Notwendig-

keit, alle Kräfte auf die Prävention zu kon-

zentrieren.“

Oekumenische Meinungsbildung 
zum Problem der Gewaltanwendung
zu humanitären Zwecken

„Die Notwendigkeit, Gewalt anzuwenden,

erwächst zunächst aus dem Misslingen, Ent-

wicklungen ein Ende zu setzen, die mit an-

gemessenem Weitblick und entsprechenden

Maßnahmen hätten verhindert werden kön-

nen. Ist es zu einem solchen Fehlschlag ge-

kommen und hat die Welt diesen Fehlschlag

auch eingeräumt, muss sie tun, was in ihren

Kräften steht, um die Belastungen und Ge-

fahren zu begrenzen, denen Menschen aus-

gesetzt sind. Solche Gewalt kann nur legiti-

miert werden, wenn sie die Anwendung von

Waffengewalt zugunsten gewaltloser Mittel

beendet, unter striktester Beachtung der

Verhältnismäßigkeit der Mittel. Sie muss völ-

kerrechtlich kontrolliert sein und ihre An-

wendung kann nur von Akteuren in Erwä-

gung gezogen werden, die selbst das Völker-

recht strikt achten. Dies ist eine zwingende

Vorbedingung (sine qua non).“

„Dabei ist festzuhalten, dass innerhalb der

Kirchen auch Gruppierungen bestehen, die

Gewalt kategorisch ablehnen“.

Grenzen der Gewaltanwendung

„Gewaltanwendung zu humanitären Zwe-

cken kann nie bedeuten, soziale und politi-

sche Probleme auf militärischem Wege zu

lösen oder mit militärischen Mitteln neue ge-

sellschaftliche und politische Fakten zu schaf-

fen. Vielmehr zielt sie darauf ab, akute Be-

drohungen einzudämmen und unmittelbares

Leid zu lindern, während für langfristige

Lösungen andere Mittel erforderlich sind.

Gewaltanwendung zu humanitären Zwecken

muss also in ein breites Spektrum wirtschaft-

licher, sozialer, politischer und diplomati-

scher Anstrengungen eingebettet sein, die

die direkten wie langfristigen Ursachen der

Krise in den Blick nehmen. Auf lange Sicht

sollten für diese Aufgaben internationale Po-

lizeikräfte ausgebildet werden, die an das

Völkerrecht gebunden sind.“

„Es muss zudem differenziert werden zwi-

schen zu humanitären Zwecken eingesetzter

Gewalt und militärischen Methoden und

Zielen der Kriegsführung. Eine militärische

Intervention zu humanitären Zwecken ist

nicht ein Krieg mit dem Ziel, einen Staat zu
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lung des OeRK „als gemeinsame Veranstal-

tung“ abhalten. Auch weitere christliche

Gremien sollten dazu eingeladen werden. 

„Ich bin begeistert von dem Vorschlag des

OeRK-Generalsekretärs, dass wir für eine ge-

meinsame globale Vollversammlung planen

sollten“, sagte Pfr. Clifton Kirkpatrick, Prä-

sident des Reformierten Weltbundes. „Das

ist ein wichtiger Schritt vorwärts für die

oekumenische Bewegung und für jene christ-

lichen Weltbünde, die sich darin uns an-

schließen möchten.“

Der Vorschlag wurde ebenso begrüßt

von Bischof Mark Hanson, Präsident des Lu-

therischen Weltbundes. Er erklärte, der Vor-

schlag von Kobia „verbreitert den Horizont

der oekumenischen Bewegung und ebnet

einen Weg für die christlichen Weltbünde,

einen Beitrag für die umfassenderen oekum-

enischen Zielsetzungen zu leisten.“

2005 kam es zu einem Briefwechsel zwi-

schen den Lutheranern und den Reformier-

ten über die Frage einer jeweils zeit- und

ortsgleich abzuhaltenden Vollversammlung.

Doch das Vorhaben drohte Ende vergange-

nen Jahres unterzugehen, als der LWB für

sich beschloss, seine nächste Vollversamm-

lung in Stuttgart 2010 abzuhalten. Damals

äußerte LWB-Generalsekretär Pfr. Ishmael

Noko Vorbehalte gegenüber einer gemeinsa-

men Vollversammlung, die nicht den OeRK

mit einschloss, weil es „sonst zu Missver-

ständnissen kommen könnte“.

Der Reformierte Weltbund war nach

Worten von Kirkpatrick damals ‚enttäuscht‘

darüber, dass die Lutheraner ihre Entschei-

dung ohne weitere gemeinsame Absprache

trafen. Der Exekutivausschuss der Reformier-

ten hatte daraufhin im vergangenen Oktober

die Entscheidung über die eigene nächste

Vollversammlung auf 2007 verschoben in der

Hoffnung, dass „neue oekumenische Koope-

rationsmöglichkeiten sichtbar werden“ könn-

ten. 

Die Delegierten machten sich am letzten

Tag ihrer Vollversammlung das Ziel zu eigen,

Vorbereitungen für eine gemeinsame Vollver-

sammlung des OeRK und der konfessionel-

len Weltbünde wie Lutherischem Weltbund

(LWB) und Reformiertem Weltbund zu be-

ginnen. Durch die Annahme des Berichtes

des Weisungsausschusses für Grundsatzfra-

gen beauftragte die Vollversammlung den

neuen Zentralausschuss mit Weichenstellun-

gen auf die aktuellen Entwicklungen in der

Oekumene einzugehen.

Finanzplan muss 30-Prozent-
Rückgang berücksichtigen

Mit stärkerer Konzentration in der Pro-

grammarbeit und der Fortführung jährlicher

Qualitätskontrollen reagiert der OeRK auf

sinkende Einnahmen. Die Vollversammlung

beschloss einen Sparkurs, der den Rückgang

der Einnahmen um 30 % seit 1999 ausglei-

chen soll. Der Finanzausschuss schloss sich

den Empfehlungen des bisherigen Zentral-

ausschusses an, „dass der OeRK weniger tun

sollte, was er tut jedoch gut machen sollte.“

Der Finanzausschuss regte eine Leitungs-

gruppe des OeRK-Stabes an, die unmittelbar

nach der Vollversammlung einen Aktionsplan

für die weitere Arbeit erstellen soll. In diesem

Plan sollten die Programmprioritäten sowie

die dazu benötigte Zahl der Mitarbeiter fest-

gelegt werden. 

Für das Jahr 2006 wird der Haushalt des

OeRK 41 Millionen Schweizer Franken (um-

gerechnet rund 26 Millionen Euro) betra-

gen. Die Einnahmen aus dem Mitgliedskir-

chen seien stabil geblieben, erklärte der Fi-

nanzausschuss. Der stärkste Rückgang wurde

bei den Mitteln verzeichnet, die über den

OeRK an oekumenische Partner weitergelei-

tet werden. In einem Rahmenhaushalt für

das Jahr 2007 werden die verfügbaren Ein-

nahmen auf 39 Millionen Schweizer Franken

geschätzt.

(OeRK IX. VV Porto Alegre, Dokument-Nr. PB-8)

Beziehungen zur 
römisch-katholischen Kirche

Die Beziehungen zur römisch-katholischen

Kirche sind freundlich, stagnieren jedoch auf

einem noch unverbindlichen Niveau. Erwäh-

nenswert jedoch ist die gemeinsame Verant-

wortung für die Vorbereitung der Gebets-

woche für die Einheit der Christen, die Voll-

mitgliedschaft in den Kommissionen für

Glauben und Kirchenverfassung und für

Mission und Evangelisation und die Abstel-

lung von Mitarbeitern/innen in den Mis-

sionsbereich und an das Oekumenische In-

stitut Bossey. Die römisch-katholische Kirche

lehnt eine Mitgliedschaft im OeRK ab. Doch

gibt es eine gute Zusammenarbeit in einigen

Bereichen. So wurde die Gemeinsame Ar-

beitsgruppe der römisch-katholischen Kirche

und des OeRK gebeten, in Zusammenarbeit

mit der Kommission für Glauben und Kir-

chenverfassung konkrete Schritte hin zu ei-

nem gemeinsamen Termin des Osterfestes,

zur wechselseitigen Anerkennung der Taufe

und zur Fortsetzung der theologischen Ar-

beit an den noch bestehenden Differenzen

zu unternehmen.

(OeRK IX. VV Porto Alegre, Dokument Nr. PB-15)

Die wechselseitige Anerkennung der Taufe

und ein gemeinsamer Termin der christlichen

Kirchen für das Osterfest gehören nach Mei-

nung des Kurienkardinals Walter Kaspar, Prä-

sident des Päpstlichen Rates zur Förderung

der Einheit der Christen, zu den wichtigsten

Themen der oekumenischen Bewegung. „Es

wäre ein gewaltiger Schritt nach vorne, wenn

wir bei diesen Themen voran kämen.“

Ein weiteres gemeinsames Anliegen von

römisch-katholischer Kirche und OeRK sei

die Auseinandersetzung mit den säkularen

Gesellschaften des Westens. So dürfe die Eu-

ropäische Union nicht nur wirtschaftlich be-

trachtet werden. „Die EU muss eine Union

der Herzen werden.“

Kaspar räumte ein, dass die römisch-

katholische Kirche bilaterale Dialoge gegenü-

ber multilateralen bevorzuge. „Bilaterale

Dialoge sind einfacher, weil dabei der Ge-

sprächspartner konkret ist mit all seinen An-

liegen“ Zugleich würdigte er die enormen

Fortschritte im Umgang miteinander: „Wenn

ich an meine Kindheit und Jugend zurück

denke – damals hätte ich keinen Fuß in eine

protestantische Kirche gesetzt. Aber sehen

Sie sich an, was wir heute alles zusammen

feiern können.“ Die Beerdigung von Papst

Johannes Paul II. sei das Zeichen dieser neu-

en Stufe gegenseitiger Würdigung gewesen.

„Zum ersten Mal in der Geschichte kamen

alle Kirchen zusammen und haben ihre Wert-

schätzung für den verstorbenen Papst ge-

zeigt.“

Ein Globales Forum der 
Christenheit im November 2007

Der OeRK als weltweit größte oekumenische

Plattform plant die Schaffung eines Ortes der

Begegnung und Aussprache auch für die

christlichen Traditionen, die nicht im OeRK

selbst vertreten sind, v.a. römisch-katholische

Kirche, Evangelikale und Pfingstgemein-

schaften. Eingeladen wird zu einem globalen

Forum der Christenheit. Vorbereitet werden

soll es durch zwei Konsultationen: eine in

Europa Juni 2006 und eine in Lateinamerika

im November 2006. Das Globale Forum

selbst soll dann im November 2007 stattfin-

den. Es soll ein „Hoffnung schaffendes“ Er-

eignis für Christen, Kirchen und die Welt

sein. Auf dem Weg dahin gibt es nicht weni-

ge Schwierigkeiten. Bislang lehnten mehrere

bedeutende pfingstlerische Organisationen

und Kirchen eine Einladung zur Teilnahme

am Forum ab, so etwa die World Pentecostal

Fellowship, die World Assemblies of God

oder die Assemblies of God (USA). Die In-

ternationale Evangelische Allianz nahm in-

formell am Forum teil. Es war nicht immer

möglich, eine offizielle Vertretung der evan-

gelikalen und pfingstlerischen Kirchen und

Organisationen zu erwarten bzw. zu erhal-

ten. Nicht zuletzt ist das Globale Christliche

Forum unter den Kirchen noch wenig be-

kannt. 

(OeRK IX. VV Porto Alegre, Dokument Nr. PB-15)

Dialog mit Menschen anderen
Glaubens

„Die eigentlichen Spannungen in unserer

Welt bestehen nicht zwischen verschiedenen

Religionen und Glaubensrichtungen, son-

dern zwischen aggressiven intoleranten und

manipulativen weltlichen und religiösen

Ideologien. Solche Ideologien dienen dazu,

Gewaltanwendung, den Ausschluss von Min-

derheiten und politische Vorherrschaft zu le-

gitimieren. Hauptopfer dieser Art von Kon-

troversen sind religiöse Minderheiten, die im

Kontext einer anderen Mehrheitskultur le-
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ben. Doch erleben wir gleichzeitig eine Zu-

nahme von Respekt und Toleranz in allen

Kulturen.“ Die Vollversammlung empfiehlt

den nationalen und regionalen Kirchenräten,

„zur Einrichtung von Foren für einen Dialog

mit Menschen anderen Glaubens oder ohne

Glauben“.

Friedensnobelpreisträger Tutu ermutigte

die Delegierten in einer Plenarsitzung zur

‚Einheit der Kirchen‘: „Wir haben das Au-

genmerk der Welt darauf gelenkt, dass Krieg

und Armut unhaltbare Gräuel sind.“ Der

OeRK sei eines der wichtigsten Foren für

interreligiösen Dialog. „Aber wir versuchen

nach wie vor, Gott Grenzen zu setzen“, gab

Tutu zu bedenken. „Wir nehmen die Tat-

sache nicht ernst, dass Gott der Gott aller

Menschen ist.“ Gott umfasse mit seiner Lie-

be alle Menschen, sogar George Bush, Osa-

ma bin Laden und Saddam Hussein.

Für eine Reform 
der Vereinten Nationen

Aus einer von der Vollversammlung
verabschiedeten Erklärung:

„Bei verschiedenen Gelegenheiten in der Ver-

gangenheit haben die OeRK-Leitungsorgane

die einzigartige Rolle der Vereinten Natio-

nen und die hohen Ideale, die in ihrer Charta

Ausdruck finden, bekräftigt. … Trotz der

Schwäche der UNO und der unzureichenden

Zusammenarbeit der Regierungen im Rah-

men der UNO ist sie immer noch das beste

Instrument, das wir haben, um auf die gegen-

wärtigen Herausforderungen zu reagieren. …

– Der OeRK hat als erste Organisation eine

Zielgröße für staatliche Entwicklungshilfe

benannt, nämlich zwei Prozent des Volks-

einkommens. Es ist wichtig, dass die Mit-

gliedskirchen in den Geberländern weiter-

hin auf ihre Regierungen und die Öffent-

lichkeit einwirken, damit die Zielvorgabe

der UNO von 0,7 % des BIP aufrechterhal-

ten oder aufgestockt wird, ohne dass sich

die wirtschaftlichen Bedingungen ver-

schlechtern. In Kombination mit einer ge-

rechteren Handelspolitik und einer schnel-

leren und umfangreicheren Reduzierung

der staatlichen Schulden ist es möglich, die

Entwicklung aufrecht zu erhalten und die

Armut zu verringern, um die Millenniums-

ziele zu erfüllen und noch über sie hinaus-

zugehen. 

– Die UNO muss dringend ihre Kapazitäten

ausbauen, um besser auf die wachsende

Interaktion zwischen Religion und Politik

reagieren zu können. Es ist zudem drin-

gend, dass die Kirchen und der OeRK ihre

eigenen Kapazitäten stärken, um ihre Zu-

sammenarbeit mit der UNO weiterzufüh-

ren und zu verbessern. …

Die Vollversammlung hat folgendes

beschlossen (Resolution): Sie 

– ermutigt die Kirchen dazu, auf die Mit-

gliedsstaaten einzuwirken, aktiv mit der

UNO zusammenzuarbeiten, sich an ihre

Zusagen zur Finanzierung der Organisa-

tion zu halten und sicherzustellen, dass die

Organisation und ihre Sonderorganisatio-

nen mit den personellen und finanziellen

Mitteln ausgestattet werden, die zur Erfül-

lung ihres Mandats notwendig sind. 

– unterstützt eine Änderung der Mitglied-

schaft beim UN-Sicherheitsrat, die ihn in

geographischer, politischer und kultureller

Hinsicht repräsentativer für die heutige

Welt machen kann …

– unterstreicht die Wichtigkeit demokratisch

gewählter, offener und verantwortlicher

Diskussionsforen zu globalen wirtschaft-

lichen, sozialen und umweltpolitischen

Themen und ruft dazu auf, sie gegenüber

exklusiven, unausgewogenen und geschlos-

senen Foren zu stärken … Zusagen von den

Regierungen zur Erreichung der Millen-

niums-Entwicklungsziele, zum Schulden-

erlass und für nachhaltige Entwicklung

sollten als bindend angesehen werden, und

der UNO müssen Instrumente an die

Hand gegeben werden, die ihre Umset-

zung sichern. 

– ermutigt die Kirchen dazu, mit den Mit-

gliedsstaaten zusammenzuarbeiten, um die

UNO zur Initiatorin und globalen Kon-

trollinstanz für die Verwaltung von natür-

lichen Ressourcen und öffentlichem Ge-

meingut zu machen und die Mechanismen

zu stärken, die sicherstellen, dass sich trans-

nationale Kapitalgesellschaften an globale

Standards halten. 

– betont, dass eine Reform der UN-Men-

schenrechtsstrukturen die Fähigkeit der

UNO stärken muss, die Lebensbedingun-

gen der Opfer von Ungerechtigkeit, Diskri-

minierung und Unterdrückung überall in

der Welt zu verbessern. Das von der Men-

schenrechtskommission eingerichtete Sys-

tem der Sonderverfahren, die Menschen-

rechts-Vertragsorgane sowie die Hochkom-

missarin für Menschenrechte und ihr Büro

müssen aktiv unterstützt, ihre Unab-

hängigkeit geachtet und ihre Kapazitäten

substanziell erhöht werden..“

(OeRK IX. VV Porto Alegre, Dokument Nr. PIC 02–3)

Mehr Mitwirkungsmöglichkeiten
für die ökumenische Jugend

Die „jüngste“ Vollversammlung aller Zeiten

forderte den neuen Zentralausschuss auf,

„ein repräsentatives Gremium von jungen

Erwachsenen einzusetzen, das die Rollen

junger, mit dem OeRK verbundener Er-

wachsener koordinieren und die Kommuni-

kation zwischen ihnen fördern soll.“ 

Während der Vollversammlung hatten

die Jugenddelegierten, aber auch andere De-

legierte, immer wieder auf das im Vorfeld

formulierte Ziel hingewiesen, die Beteili-

gungsmöglichkeiten junger Erwachsener an

den Entscheidungsprozessen des OeRK zu

verbessern. Junge Erwachsene werden in Zu-

kunft an der Arbeit in allen Vollversamm-

lungsausschüssen beteiligt sein. 

Der Ausschuss für Programmrichtlinien

„unterstützt mit Nachdruck die Vorberei-

tung junger Menschen auf oekumenische

Führungsaufgaben innerhalb des OeRK ein-

schließlich der vollen Beteiligung von jungen

Menschen an allen zukünftigen Programmen

des OeRK. Ihre Stimmen, ihre Anliegen und

ihre Präsenz müssen direkter in den Ent-

scheidungsprozessen und der Leitung der

künftigen Arbeit und Geschäfte des OeRK

zum Tragen kommen.“

Trotz Programmreduzierung
mehr Engagement zu HIV/AIDS

„Wir müssen den Kirchen helfen, kompetent

mit Aids umzugehen“, forderte Dr. Sue

Parry, Afrika-Koordinatorin der Oekumeni-

schen HIV/Aids-Initiative (EHAIA), am

Rande der 9. OeRK-Vollversammlung. HIV

und Aids sollten Schwerpunkte der Arbeit

des OeRK sein und in Themenbereichen wie

Gerechtigkeit, Armut, Verhältnis der Ge-

schlechter und Wirtschaft berücksichtigt

werden. Die Vollversammlung dürfe die Ge-

legenheit nicht versäumen, größere Aufmerk-

samkeit auf HIV und Aids zu lenken. „Das

gesellschaftliche Gefüge bricht auseinander“,

so Dr. Parry in Bezug auf ihre Erfahrungen

im südlichen Afrika. „Wir versagen, wenn wir

dieses Thema nicht mit der größten Dring-

lichkeit behandeln.“

Die Bolivianerin Gracia Violeta Ross

Quiroga würdigte den Einsatz afrikanischer

Kirchen im Kampf gegen HIV und Aids.

„Davon können wir in Bolivien noch viel ler-

nen.“ Noch gebe es in ihrer Kirche kaum die

Bereitschaft, sich mit dem Thema auseinan-

der zu setzen. 

Pastor Gideon Byamugisha, Mitbegrün-

der des Afrikanischen Netzwerkes religiöser

Führer, die von HIV/Aids betroffen sind

(ANERELA), erklärte, die Kirche sei früher

eher ein Stolperstein im Kampf gegen

HIV/Aids gewesen. „Jetzt sind wir in eine

Phase aktiver Verantwortung eingetreten.“

Die Bereitschaft des OeRK, ANERELA da-

bei zu unterstützen, sei ein lebendiges Zeug-

nis dieser neuen Phase. Das von ihm mitge-

gründete Hilfswerk wolle Kirchen und

Kirchenführern helfen, sich mit dem Thema

HIV und Aids auseinander zu setzen. Er

erlebe immer wieder zwei Reaktionen auf

seine Berichte: „Von der Seite haben wir das

ja noch gar nicht gesehen.“ Und: „Warum

sind Sie nicht schon früher zu uns gekom-

men?“

Der Ausschuss für Programmrichtlinien

empfiehlt denn auch dem OeRK, „sich in

seinem Zeugnis in der Welt klarer und stär-

ker öffentlich zu profilieren. In diesem Sinne

hofft der Ausschuss, dass der OeRK seine

Energie und Aufmerksamkeit auf eine

beschränkte Anzahl Themen richten wird,

die nach einer gemeinsamen Antwort der

Kirchen verlangen. HIV/AIDS (einschließ-

lich der ekklesiologischen Implikationen die-

ser Pandemie in den meisten Teilen unserer

Welt) sollte eines dieser Themen sein.“

O E K U M E N E
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Neue Verfassung und
Konsensverfahren

Bereits in der ersten Woche der Vollver-

sammlung nahmen die Delegierten eine

grundlegend überarbeitete Verfassung und

Satzung an, durch die der OeRK nun zur

Entscheidungsfindung durch Konsens über-

gegangen ist und in denen die Kriterien der

Mitgliedschaft geändert wurden. Die Refor-

men gingen aus den starken Bedenken her-

vor, die orthodoxe Mitgliedskirchen geäu-

ßert hatten und zielten darauf, die Beteili-

gung der Kirchen aus unterschiedlichen Kul-

turen und Traditionen zu stärken.

Vor allem die orthodoxen Kirchen hatten

sich für das neue Verfahren stark gemacht. In

Porto Alegre sollten die Delegierten über

wichtige Fragen so lange beraten, bis alle

Stimmberechtigten eine Lösung mittragen

können. Die Teilnehmer konnten dem Vor-

sitzenden einer Versammlung mit Karten zei-

gen, ob sie sich dem Konsens annähern:

Dabei galt: Die orange Karte signalisiert

„Aufgeschlossenheit“. Der blaue Karton

hingegen bedeutete: „Ablehnung oder Dis-

tanz“ zu einem Vorschlag. Während der De-

batte zeigten die Delegierten ihre Karten.

Der Vorsitzende erkennt, in welche Richtung

die Stimmung sich dreht.

Unangenehme Erfahrungen mit dem

Modell des Konsensentscheids musste die

Welthandelsorganisation (WTO) machen.

Im Jahr 1998 konnten sich die WTO-Mit-

glieder monatelang nicht auf einen neuen

WTO-Generaldirektor einigen: Von Mai bis

September blieb der Chefsessel verwaist. Mit

anderen Worten: Jeder Staat hat ein Veto-

recht, kann alles lahm legen. Doch der Welt-

kirchenrat baute vor: Über heikle Fragen wie

Verfassungsänderungen, Personal und Fi-

nanzabschlüsse wird weiter im Mehrheitsver-

fahren entschieden. 

Neues Leitungsgremium

Die Delegierten wählten den neuen 150-

köpfigen Zentralausschuss, der zwischen den

Vollversammlungen das höchste Entschei-

dungsgremium des Weltkirchenrates ist.

Dem neuen Zentralausschuss gehören 63

Frauen und 22 junge Erwachsene an. Fünf

Deutsche wurden in dieses Gremium ge-

wählt: Christina Biere (stud. theol.), Heike

Bosien (Pfarrerin), Martin Hein (Landesbi-

schof), Rolf Koppe (Bischof) und Frank

Schürer-Behrmann (Superintendent). Die

Vollversammlung ernannte außerdem acht

Präsidenten, die im Weltkirchenrat ihre je-

weilige Region vertreten.

Der Zentralausschuss wählte Pastor Dr.

Walter Altmann (Ev.-luth. Kirche in Brasi-

lien) zum Vorsitzenden. Die Stellvertreter

sind Metropolit Gennadios von Sassima

(Oekumenisches Patriarchat von Konstanti-

nopel) und Pastor Dr. Margaretha M. Hen-

driks-Ririmasse (Protestantische Kirche der

Molukken, Indonesien).

einer gemeinsamen Schlusserklärung hieß es

am 22. März: Zwischen Islam und Judentum

gibt es keinen inhärenten Konflikt. Unsere

beiden Religionen teilen die gemeinsam

Grundüberzeugung des Glaubens an den ei-

nen allmächtigen Gott, dessen Namen Frie-

den lautet, auch wenn in der Moderne die

Politik negative Einflüsse auf unsere Bezieh-

ungen ausgeübt hat.

Neben palästinensischen Imamen nah-

men insgesamt 72 muslimische Vertreter und

72 Rabbiner aus 34 Ländern am „Zweiten

Weltkongress von Imamen und Rabbinern

für den Frieden“ in Sevilla teil. Die in Paris

ansässige Stiftung „Hommes de Parole“ hat-

te zu dem Treffen eingeladen. Wenig zur

Sprache kamen dabei die inneren Spannun-

gen der jeweiligen Religionsgemeinschaften,

besonders die Konflikte zwischen orthodo-

xem Establishment und Reformkräften. In

der israelischen Presse war indessen von

Spannungen zwischen den israelischen und

palästinensischen Teilnehmern zu lesen, als

von beiden Seiten Gerüchte die Runde

machten, es gäbe Versuche, tagespolitische

Fragen in die Konferenz zu tragen; schließ-

lich wurde jedoch eine gemeinsame Schluss-

erklärung erreicht: „Wir missbilligen jede

Hetze gegen Glauben oder Völker, ganz zu

schweigen von Aufrufen zu ihrer Auslösch-

ung“.

Amerikanische Presbyterianer
investieren in Oikocredit

Eine Million US-$ investiert die 2,4 Millio-

nen Gläubige umfassende US-Kirche in

„Oikocredit“, die 1975 gegründete Bank,

die in den sog. Armen Ländern der Welt

Kredite für Kleingeschäfte vermittelt. Damit

sind die US-Amerikaner nach der Kirche von

Schweden der zweitgrößte Investor. Nach

Angaben von Gary Cook, dem stellvertreten-

den Direktor des presbyterianischen Pro-

gramms „Global Service and Witness“ habe

seine Kirche seit Jahren die Kirchen aufge-

fordert, in Oikocredit zu investieren, „weil

Oikocredit Investitionen in Hoffnung ver-

wandelt“. Die meisten Investitionen machten

nur Geld; eine Investition bei Oikocredit sei

eine der wenigen Gelegenheiten, die einen

wirklichen Unterschied machen im Leben

der Armen und der an den Rand gedrängten

Menschen, so Cook. 

Oikocredit arbeitet als eine Kooperative

und verfügt über 360 Millionen US-$ an

Vermögen und vergibt sein Geld über ein

Netzwerk von lokalen Büros in Lateinameri-

ka, Asien, Afrika, Zentral- und Osteuropa.

Die Hälfte der von Oikocredit vergebenen

Darlehen gehen an Agenturen, die selbst

wieder Kleinkredite vergeben sowie an Ko-

operativen und Klein- und Mittelunterneh-

men in den Bereichen Landwirtschaft, Hand-

werk und Dienstleistung. Die Organisation

unterstützt weltweit ca. 400 Partner. 

Nähere Informationen zu Oikocredit unter: 

www.oikocredit.org/site/de. Es gibt auch zahlreiche regio-

nale Unterstützungskreise im deutschsprachigen Raum.

Pfarrer Dr. Walter Altmann, Neuer Vorsit-
zender des Zentralaussschusses
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Weitere Nachrichten 
aus der Oekumene

Vorschlag für europäische evangelische
Kirchenversammlung

Der rheinische Präses Nikolaus Schneider hat

sich für die Einrichtung einer europäischen

evangelischen Synode oder Kirchenversamm-

lung ausgesprochen. Die Kirchen müssten an

einer europäischen Integration mitwirken,

die an den Lebensrechten der Menschen

orientiert ist. Dabei gehe es um die langfri-

stige Angleichung der Lebensverhältnisse in

Europa, um die kulturelle Entwicklung, den

Frieden zwischen den Glaubensgemeinschaf-

ten und eine nicht-militärische Friedens-

sicherung. Damit sich Europa nicht zu einer

Festung gegen die armen Nachbarn werde,

bedürfe es eines gerechten Interessenaus-

gleichs zwischen Völkern und Staaten, for-

dert Schneider. Die protestantischen Kirchen

seien schon immer „Global Prayer, in man-

cher Hinsicht auch Global Player“ gewesen,

ergänzte Schneider. 

Zweiter Oekumenischer Kirchentag
2010

Der zweite bundesweite Oekumenische Kir-

chentag findet vom 12. bis 16. Mai 2010 in

München statt. Gastgeber sind die Evange-

lisch-Lutherische Kirche in Bayern und das

Erzbistum München und Freising. Erwartet

würden mehr als 100000 Teilnehmer, teilten

die Organisatoren mit. Das Treffen werde

sich schwerpunktmäßig mit der Rolle von

Christen in der Gesellschaft befassen. Der

Deutsche Evangelische Kirchentag und das

Zentralkomitee der deutschen Katholiken

(ZdK), die gemeinsam das Großtreffen vor-

bereiten und tragen, begrüßten die Einla-

dung. Der gemeinsame Etat werde schät-

zungsweise einen Umfang von 18 Millionen

Euro haben, hieß es. Der erste Oekumeni-

sche Kirchentag mit mehr als 200000 Teil-

nehmern fand vom 28. Mai bis 1. Juni 2003

in Berlin statt. 

Rabbiner und Imame befürworten
religiöse Koexistenz

Jüdische und muslimische Vertreter trafen

sich zu einer Konferenz in Spanien und rie-

fen gemeinsam zu religiöser Toleranz auf. In
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Säkulare Unterstützung für 
christlichen Protest in Indien

Mehr als 20 säkulare Gruppen und Organi-

sationen haben sich im von Hindu-Nationa-

listen der Bharatiya Janata Partei (BJP) re-

gierten westindischen Bundesstaat Rajasthan

einem Schweige- und Protestmarsch dortiger

Christen gegen die ständigen Verfolgungen

angeschlossen. Mehr als 6000 Menschen

marschierten unter stechender Sonne am 

21. März vier Kilometer durch die Haupt-

stadt Jaipur. Zu den Protestierenden, zu de-

nen Hunderte katholische Nonnen gehör-

ten, nahmen am Ende an einer mehrstündi-

gen Versammlung teil, auf der zahlreiche

kirchliche und politische Führungspersön-

lichkeiten sprachen, die alle die Regierung

der Komplizenschaft an den Vorfällen

beschuldigten. Unter den etwa 57 Millionen

Einwohnern des – größtenteils aus der Wüste

Thar bestehenden Bundesstaates machen

Christen etwa 100 000 Menschen aus.

Ausgelöst wurde der Protest nach einem An-

griff auf die Emmanuel Missionsstation in

Kota, nachdem dort im Verkauf ein Buch mit

abfälligen Äußerungen über den Hinduismus

gefunden worden war. Auch nach erfolgter

Entschuldigung gingen die Übergriffe auf

zahlreiche kirchliche Einrichtungen, auch auf

deren 49 Schulen, weiter. Die Regierung

stoppte die Gaslieferung an das Waisenhaus

in Kota mit mehr als 2000 Menschen, fror

die Bankguthaben ein und widerrief die Li-

zenz der Einrichtung; auch wurden Verhaf-

tungen vorgenommen von Verantwortlichen

der Missionsstation. 

Die Protestierenden forderten die sofor-

tige Freilassung der Inhaftierten. Gemeinsam

mit den Gruppen forderten die Christen im

Bundesstaat ein Ende der Übergriffe auf die

christlichen Gemeinschaften und andere

Minderheiten. Nach Angaben kirchlicher

Kreise in Rajasthan hätten die Hindu-Akti-

visten weitgehend freie Hand, unter den

Augen der Polizei könnten sie christlichen

Einrichten angreifen, Menschen am Besuch

der Kirchen hindern und anderes. Es schie-

ne, als habe die Polizei klare Anweisungen,

nicht zum Schutz von Christen einzugreifen,

so Rev. Z.T.Masih, Präsident der Jaipur

Christian Fellowship. 

Die Ereignisse in Jaipur beschäftigen in-

zwischen auch mehr das Parlament des in-

dischen Bundesstaates. „Was dort geschieht,

kann in einer Demokratie nicht hingenom-

men werden“, so Suresh Kurup, ein kommu-

nistischer Abgeordneter und selbst Hindu.

Kapelle für ehemalige Gefangene
errichtet

Die „Prison Fellowship of Malawi“ hat kürz-

lich eine neugebaute Kapelle ihrer Bestim-

mung übergeben. Das Werk, das sich der Re-

habilitation von Gefangenen verschrieben hat

und Mitglied der Internationalen Gefange-

nenhilfe ist, ist fest überzeugt, dass die geist-

liche Rehabilitation, die Versöhnung und die

Veränderung ehemaliger Gefangener, ihrer

Opfer und deren Familien in dem Land, des-

sen Zahl an Gefangenen stetig wächst, unlös-

lich zusammen gehören. Der Bau, der umge-

rechnet 36.000,– EUR gekostet hat und im

Balaka-Distrikt, in Malawis Süden steht,

wurde von der norwegischen Church Aid

finanziert. Sie gehört zu einer Komplex von

Einrichtungen der Fellowship, die sich

Halfway House nennt. Nachdem klassische

Programme der Resozialisierung ehemaliger

Gefangener immer wieder versagt hätten,

habe man sich zu diesem Bau entschlossen

und hoffe so, eine wirkliche Umkehr der

Menschen besser erreichen zu können. In-

zwischen unterstützen Geistliche der rö-

misch-katholischen Kirche, der Presbyteria-

ner, der Lutheraner aber auch Imame das

Unterfangen.

Anglikanische Gemeinschaft
kann zerbrechen

Der Erzbischof von Canterbury und Primas

der Anglikanischen Kirche, Rowan Williams,

hat in einem Fernsehinterview davor ge-

warnt, dass die anglikanische Kirchenge-

meinschaft über der Frage des Umgangs mit

der Homosexualität zerbrechen könne. Seit

dem Jahr 2003, als in den Vereinigten Staa-

ten mit Gene Robinson ein offen homose-

xuell lebender Bischof gewählt wurde und

seit eine Diözese in Kanada Segnungen

gleichgeschlechtlicher Paare eingeführt habe,

ist die Kirche gespalten. Zahlreiche anglika-

nische Kirchen, insbesondere in Afrika, hat-

ten daraufhin ihre Beziehungen zu den

Schwesterkirchen in den USA abgebrochen. 

In dem Interview, das während einer Pas-

toralreise in den Sudan vom BBC geführt

wurde, sagte Williams, er könne sich eine

lockerere Föderation von anglikanischen

Kirchen vorstellen, um die auseinander drif-

tenden Kirchen noch zusammen zu halten.

„Meine Befürchtung aber ist“, so das Ober-

haupt der mehr als 70 Millionen Anglikaner

weltweit, „sobald die Kirchengemeinschaft

einmal zerbrochen ist, werden wir mit noch

weniger als einer losen Föderation enden.“ 

In einem Interview mit der „Washington

Post“ äußerte sich zugleich der Angli-

kanische Bischof der Stadt, John Bryson

Chane, sehr kritisch gegen einen der führen-

den Anglikaner Afrikas, Erzbischof Akinola

von Nigeria, einen der Anführer gegen eine

veränderte kirchliche Position gegenüber der

Homosexualität. Er sei, so Chane, das wohl

mächtigste Mitglied einer Allianz konservati-

ver Bischöfe und Theologen, wesentlich

finanziert durch US-amerikanische Gruppen

und Stiftungen, die die gesamte Anglika-

nische Kirchengemeinschaft dominieren und

jene, die diesem Ansinnen Widerstand leiste-

ten, aus der Kirche ausschließen wollten.
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. „Damit die Welt lebt“

Entwurf zur Verständigung auf ein
Selbstverständnis für das „Oekume-
nische Netz in Deutschland“ (OeNiD)

Im Rahmen eines oekumenischen Ratschlags

am 4./5. November 2005 wurde ein „Oeku-

menisches Netz in Deutschland“ (OeNiD)

anvisiert. Die Initiative zur Durchführung

dieses Ratschlags ging vom Koordinations-

kreis oekumenischer Netze, Basisgruppen

und Initiativen aus und wurde von zahlrei-

chen anderen Netzwerken und Organisatio-

nen unterstützt.

Mit einer Gründung des OeNiD wird die

Absicht verbunden, unter bewusster Bewahr-

ung der thematischen und strategischen Viel-

fältigkeit aller bestehenden Aktivitäten eine

Art oekumenische Plattform zu schaffen, um

dem immer (ge)wichtigeren, aber bislang zu

wenig nach außen getragenen Engagement

für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung

der Schöpfung gewissermaßen als „bundes-

weites Sprachrohr“ mehr Wirkungsmächtig-

keit gegenüber den Kirchen und der allge-

meinen Öffentlichkeit zu verleihen. Gleich-

zeitig geht es darum, durch die kooperative

Umsetzung von Arbeitsschwerpunkten auch

auf lokaler Ebene neue Impulse zu Aktion

und Zusammenarbeit zu geben. 

Im gegenwärtig diskutierten Entwurf zu

einem Grundsatzpapier heißt es: „Manches

deutet indes gegenwärtig darauf hin, dass

Kirchen und zivilreligiöse Körperschaften in

der postmodernen Marktgesellschaft bis hin

zur Belanglosigkeit zersplittern, schrumpfen

und nivelliert werden. Das aber käme dem

Ende der fatalen Belanglosigkeit des gesam-

ten postmodernen Marktradikalismus nahe. 

Es ist an der Zeit, deutlich(er) werden zu

lassen, dass sich die oekumenische Basisbe-

wegung heute mehr denn je in besonderer

Weise herausgerufen fühlt zu einem eigen-

ständigen Dienst in und für die Gemein-

schaft der Kirche – und damit auch für den

entscheidenden christlichen Auftrag, „Salz“

zu sein für die jeweilige Weltzeit. Die Zeit ist

reif für neue und glaubwürdige Sozialformen

konziliaren Christentums. Dies bedeutet

noch stärker als bisher, in die Verantwortung

gegenüber dem Ruf Gottes einzutreten. Dies

kann nur in einer persönlich demütigen und

ihrem Auftreten nach selbstbewussten Weise

geschehen: „Man muss Gott mehr gehor-

chen als den Menschen.“ 



Ihre Rolle wird nun um so bedeutender,

als die Großkirchen innerlich geschwächt er-

scheinen und wenig mutig, was Kommunika-

tionsfähigkeit und Überzeugungskraft an-

geht. Es ist in diesem Sinn, wenn das OeNiD

das Bildwort vom Schlepperdienst für den

Großtanker Kirche wieder aufnimmt. Seine

Mission verwirklicht sich vorrangig als Her-

ausbildung heilender Gemeinschaften, die

sich mit prophetischer Kritik und exemplari-

schem Dienst am Heilwerden der Welt ver-

binden. Europa braucht solche kreativen

christlichen Minderheiten.“

Worum es geht:
Ein Leben in Fülle für alle

„Unser Gebet und unsere Anstrengung gilt

deshalb ganz zentral der Fortsetzung und

Intensivierung des konziliaren Prozesses für

Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der

Schöpfung. Unsere künftigen Schwerpunkte

sehen wir insbesondere in der Weiterarbeit

zum oekumenischen Prozess „Wirtschaf-

t(en) im Dienst des Lebens“ sowie der Um-

setzung der „Freisinger Perspektivagenda“.

Ausdrücklich wollen wir die sich im Rahmen

dieser beiden Arbeitszusammenhänge bieten-

de Chance ergreifen, die bedauernswerte

Aufspaltung des konziliaren Prozesses in sei-

ne drei Einzelteile zu überwinden und unser

Engagement auf eine gemeinsame, wahrhaft

gesamtökumenische biblische Grundlage zu

stellen. 

Wir suchen das Reich Gottes und seine

Gerechtigkeit in der Hoffnung, dass uns

„alles andere hinzugegeben wird.“ Dazu

suchen wir den Schalom Gottes und jagen

ihm nach!“

. Südwest-Netze arbeiten zu
Europa im Blick auf Sibiu

Für die oekumenische Basis waren die Euro-

päischen Oekumenischen Versammlungen

(EOeV) in Basel und Graz wichtige Diskus-

sionsforen zu den Themen der Zeit im Kon-

text der Oekumene. Deshalb bedauert es das

Oekumenische Netz Württemberg (OeNW)

sehr, dass zur 3. EOeV in Sibiu keine Begleit-

veranstaltungen möglich zu sein scheinen.

Alle Anfragen geben die Quartiersituation als

Grund an. Wir bleiben weiter im Gespräch

darüber. Vielleicht ist aber auch die Idee,

sich auf das Delegiertentreffen mit mehreren

regionalen Treffen vorzubereiten, eine gute

Möglichkeit, die Europäische Oekumenische

Versammlung in den Kirchengemeinden und

Gruppen intensiver vorzubesprechen. In

Württemberg laden wir ein zur gemeinsamen

Tagung des OeNBaden und OeNWürttem-

berg am 30. 06.–02.07.06 in Stuttgart-De-

gerloch zum Thema: „Freihandelszone Euro-

pa verändert unsere Welt – die Kirche auch?“

Kann die Dienstleistungsrichtlinie mensch-
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licher gestaltet werden? Für wen ist die Öff-

nung der Grenzen ein Vorteil? Wird die Frei-

handelszone den Menschen mehr Wohlstand

oder mehr Unsicherheit bringen? Was hätte

Bonhoeffer dazu gesagt? Aus der Diskussion

wollen wir den Delegierten für Sibiu unsere

Voten mitgeben.

Vom 27.–29.10. 06 wird dann in Bad

Boll auf kirchlicher Ebene auch mit Beteili-

gung des OeNW eine oekumenische Begeg-

nung zu den Themen: Oekumene, Europa,

Migration, Umwelt, Globalisierung und In-

terreligiöser Dialog stattfinden. Wir freuen

uns auf eine Beteiligung aus dem süddeut-

schen Raum. Württemberg liegt zwischen

Sibiu und Lissabon, zwischen Athen und

Belfast … Näheres ist zu erfahren bei:

Johanna Moltmann-Hermann, oenw.hermann@gmx.de

Riedhöfe 2, 88410 Bad Wurzach, Tel.: 07564/4479

. Oekumenische Sommer-
universität zu wirtschaftlicher
Gerechtigkeit

Die heurige Oekumenische Sommeruniver-

sität findet vom 31.7.–6.8.06 in der Akade-

mie Hofgeismar statt zum Thema „Globali-

sierung und die Oekumenische Bewegung.

Porto Alegre: Kritisch-kreative Nachlese und

mutmachende Ausblicke“. Sie richtet ihren

Fokus auf die Auswertung der Vollversamm-

lung, ihre Ergebnisse und deren Vermittlung

sowie auf Ideen zur Umsetzung. Auf dem

Programm stehen Erzählsalons zu Porto 

Alegre, Bibelarbeiten, Vorträge und Diskus-

sionsrunden zum Agape-Konsultationspro-

zess, zu den Einschätzungen aus protestanti-

scher, katholischer, orthodoxer Sicht, aus der

Perspektive junger Menschen, zu neuen An-

sätzen im Menschenrechtsbereich, Arbeits-

gruppen zu Kernfragen der Globalisierung,

Exkursionen zu Bürgerinitiativen, Theater-

workshops, Filme, Gottesdienst, Fest etc.

Veranstalter sind das „Plädoyer für eine

oekumenische Zukunft“, der Ev. Entwick-

lungsdienst und die Ev. Akademie Hofgeis-

mar. Die Kosten (im DZ) betragen 280,–

EUR. Teilnehmende mit keinem oder gerin-

gen Einkommen zahlen 50%, SchülerInnen

50,– EUR.

Informationen: Plädoyer-Geschäftsführer Werner Gebert

Banweg 14, 72131 Ofterdingen, Tel.: 0 74 73/95 98 98

Fax: -95 98 94, euw.gebert@t-online.de

Anmeldung: Ev. Akademie Hofgeismar, Postf. 12 05

34362 Hofgeismar, Tel: 0 5671/881-0

ev.akademie.hofgeismar@ekkw.de

. Oekumenische FriedensDekade
November 2006
Motto „… und raus bist du.“ 

Das Gesprächsforum der Oekumenischen

FriedensDekade entschied sich unter 57 ein-

gereichten Vorschlägen für den Entwurf von

Carsten Scherler aus Stuttgart. Das Motiv

zeigt zwei Spielfiguren, von denen die erste

Figur, von einer Hand gehalten, die zweite

gerade aus dem Spiel schlägt. „ ... und raus

bist du.“, das diesjährige Motto der Frie-

densDekade, ist über den Figuren zu lesen. 

Wie in den vergangenen Jahren werden

auch in diesem Jahr in den zehn Tagen vor

dem Buß- und Bettag vom 12.–22. Novem-
ber im gesamten Bundesgebiet Friedensge-

bete, Gottesdienste und Informationsveran-

staltungen zum Thema „Frieden und Ge-

rechtigkeit“ stattfinden. Inhaltlicher Schwer-

punkt wird der Aufruf zum Einsatz für die

Einhaltung der Menschenwürde sein. Ein

konkreter Aktionsschwerpunkt während der

Informations- und Gebetstage wird in der

Sammlung von Unterschriften gegen die

Produktion und den Einsatz von Landminen

und Streubomben in aller Welt liegen, mit

denen das Gesprächsforum das mit dem

Friedensnobelpreis ausgezeichnete „Aktions-

bündnis Landmine.de“ unterstützen möch-

te. Die Arbeitsmaterialien für die diesjährige

FriedensDekade werden bereits Ende Juni

fertig gestellt sein. 

Bestellt werden können die Materialien schon jetzt im

Internet: www.friedensdekade.de

H I N W E I S  Wegen der Berichterstattung über die 9. Vollversamm-
lung des OeRK ist in dieser Ausgabe des OID der Umfang der Berichte aus den
Netzen ausnahmsweise verringert. D I E  R E D A K T I O N
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. Erklärung „EKD, Auslands-
arbeit und Oekumene“
Anfragen an die Auslands-
arbeit der EKD

Für eine Neuausrichtung der Arbeit der

EKD im Bereich Auslandsgemeinden treten

mehrere oekumenische Gruppen ein. Ein

entsprechendes Papier wurde vom Mainzer

Arbeitskreis Südliches Afrika (MAKSA), dem

Oekumenischen Forum (Rheinland/Westfa-

len), der Kirchlichen Arbeitsstelle Südliches

Afrika/KASA, den Frauen für Gerechtigkeit

im Südlichen Afrika sowie Pro Oekumene im

Februar 2006 vorgelegt. Darin heißt es:

„Am Beispiel der Deutschen Evangelisch-

Lutherischen Kirche in Namibia – ELKIN

(DELK) – und ihrer partnerschaftlichen Be-

ziehungen zur EKD ist uns deutlich gewor-

den, dass die Auslandsarbeit der EKD theo-

logisch und oekumenisch in Frage gestellt

werden muss. Das ist umso wichtiger als

gerade die Auslandsarbeit einen großen Teil

der Arbeit und der Ressourcen der EKD in

Anspruch nimmt. Im Haushalt der EKD

sind es 12,1 Mill. Euro, der drittgrößte Pos-

ten im Haushaltsplan der EKD ...

Bei der DELK handelt es sich um eine auf

die deutsche Kolonialherrschaft zurück-

gehende Kirchengründung. Sie hat heute

etwa 7000 Mitglieder, die von augenblicklich 

sieben Pfarrern und einem Bischof betreut

werden, von denen sechs aus dem Bereich

der EKD nach Namibia entsandt worden

sind. 2006 sind dafür im Haushalt der EKD

Fürsorgeleistungen und Versorgungskassen-

beiträge in Höhe von ca. 275.000,– EUR

und ein Zuschuss von 28.500,– EUR vorge-

sehen. Offensichtlich ist die DELK, was die

Zusammensetzung der Pfarrerschaft betrifft,

keine eigenständige Kirche, sondern ein

Ableger der EKD ...

Der Rat der EKD ruft seine deutschspra-

chige namibische Partnerkirche zwar immer

wieder zur Verständigung und Zusammenar-

beit mit den beiden einheimischen Nachbar-

kirchen auf: Der Evangelisch-Lutherischen

Kirche in der Republik Namibia (ELCRN)

und der Evangelisch-Lutherischen Kirche in

Namibia (ELCIN). Aber letztlich ist ihm die

Aufrechterhaltung der Verbindung zu Men-

schen gemeinsamer deutscher Herkunft und

Sprache wichtiger als die Förderung der lu-

therischen und oekumenischen Einheit in

Namibia.

Das kommt erneut in dem Partnerschafts-

vertrag der EKD mit der DELK aus dem

Jahr 2003 zum Ausdruck ... Wir fordern des-

halb, dass diese Verträge so bald wie möglich

gekündigt werden. Mittelfristig muss aber

auch die Grundordnung der EKD, auf der

diese Verträge basieren, überarbeitet werden,

besonders Artikel 17. In ihm geht es um

weltweite Oekumene, um Auslandsarbeit

und Christen fremder Sprache am Ort.

Dieser Artikel, aber auch die oekumenische

Praxis der EKD insgesamt müssen grund-

legend verändert werden, so dass sie gegen-

wärtigen Erkenntnissen oekumenischer

Theologie gerecht werden...

Schon in der Apartheidzeit stand die EKD

mit ihrer Unterstützung der deutschsprachi-

gen lutherischen Kirchen im südlichen Afrika

einer Vereinigung der schwarzen und weißen

lutherischen Kirchen im Weg. ...

Gemeinsame deutsche Sprache und Her-

kunft spielen nicht nur für die vertraglich ge-

regelten Beziehungen der EKD zu den

deutschsprachigen Kirchen im Südlichen

Afrika eine besondere Rolle, sondern auch

für die zu den Evangelisch Lutherischen Kir-

chen (die Selbstbezeichnungen sind unter-

schiedlich) in Chile, Argentinien, Brasilien,

USA, Kanada, England, Italien und Russ-

land.

Daneben aber unterhält die EKD ein welt-

weites Netz von ca. 140 Auslandsgemeinden,

in die sie ihre Pfarrer aus dem Bereich der

EKD entsendet. Sie sind eine Art Außen-

posten der EKD, die sie selbst als „wichtige

Kulturträger“ in der weiten Welt versteht. ...

Wir können diese Form des deutschen Kul-

turprotestantismus nicht gutheißen, sondern

widersprechen seinem weltweitem Anspruch

und bedauern die von ihm ausgehenden ne-

gativen Auswirkungen auf die internationale

oekumenische Bewegung ...

Wir erwarten ... , dass die EKD ihre Aus-

landsarbeit über Art. 17,3 hinaus in verbind-

licher, vertraglich geregelter Partnerschaft

mit den christlichen Gemeinden und Kirchen

am Ort und in Absprache mit den regionalen

Kirchenräten und dem OeRK ausrichtet. ...

In Art. 17,4 wird der Dienst der EKD an

Christen fremder Sprache und Herkunft an

die Gliedkirchen der EKD delegiert. 

Wir sind der Auffassung, dass die Aufnah-

me und Pflege von Beziehungen zu Christen

fremder Sprache und Herkunft in Deutsch-

land, aber auch zu Ausländern insgesamt, zu

Immigranten und Flüchtlingen, nicht nur

den Gliedkirchen überlassen werden darf und

auch nicht nur als eine diakonische Aufgabe

verstanden werden kann. Vielmehr sollte das

Leben und die Arbeit mit Christen fremder

Sprache und Herkunft, mit Flüchtlingen,

Immigranten und Ausländern insgesamt zu

einem Schwerpunkt des oekumenischen En-

gagements der EKD werden.“

Mainzer Arbeitskreis Südliches Afrika (MAKSA)

Oekumenisches Forum (Rheinland/Westfalen)

Kirchliche Arbeitsstelle Südliches Afrika/KASA

Frauen für Gerechtigkeit im Südlichen Afrika

Pro Oekumene-Initiative in Württemberg 

Ansprechpartner:

Markus Braun, Münzgasse 15, 72070 Tübingen

Tel.: 0 70 71/94 03 90, marx.bruno@gmx.de

Klaus Matthes, Hausdykerfeld 16, 45309 Essen

Tel.: 02 01/30 42 24, Klmatthes@web.de

Werner Gebert, Banweg 14, 72131 Ofterdingen

Tel.: 0 74 73/95 98 98, euw.gebert@t-online.de

. Frieden – Gerechtigkeit –
Bewahrung der Schöpfung:
Was tut die Kirche? – 
Auf dem gemeinsamen
Lernweg von Basel über Graz
nach Sibiu (Hermannstadt)

Aus gutem Grund fordern die Kirchen mehr

Engagement für Frieden, Gerechtigkeit, Be-

wahrung der Schöpfung und für eine nach-

haltige Entwicklung. Die Kirchen sind aber

auch selbst Akteure und gefordert, ihr Reden

und Tun im eigenen Einflussbereich glaub-

würdig in Einklang zu bringen. „Vergesst

nicht: an euren Taten wird man euch mes-

sen.“ (Mt7,2). Einen Beitrag der Kirchen zur

Bewahrung der Schöpfung in Vorbereitung

auf die 3. Europäische Oekumenische Ver-

sammlung (EOeV) in Sibiu 2007 möchte

nun eine Tagung vom 12.–14. Mai 2006 in

der Lutherstadt Wittenberg formulieren.

Dabei soll auf den Prüfstand, was in den

Kirchen und in ihren Werken in Deutschland

für die Bewahrung der Schöpfung, für eine

zukunftsfähige Entwicklung in den letzten

Jahren erreicht bzw. nicht erreicht wurde,

z.B. beim Klimaschutz in den Gemeinden

und Einrichtungen, bei der Ausrichtung der

Beschaffung und Geldanlage an ökologisch-

ethischen Kriterien, in der Zusammenarbeit

mit Partnergemeinden und -institutionen in

den Ländern des Südens. Als Leitfrage wird

formuliert, welche Akzente das gesellschaftli-

che Engagement der Kirchen für Umwelt

und Entwicklung zukünftig haben muss und

welche Konsequenzen sich daraus für das kir-

cheninterne Handeln ergeben. Aus dieser

Analyse sollen künftige Schritte für die

Einrichtungen und Gemeinden der Kirchen

und ihre haupt- und ehrenamtlich Engagier-

ten abgeleitet werden. 

Am Freitag, den 12. 05. 06, eröffnet der

Beauftragte des Rates der EKD für Umwelt-

fragen Dr. Hans Diefenbacher mit dem Mit-

glied des Rates für nachhaltige Entwicklung,

Dr. Günther Bachmann, die Tagung mit ei-

nem Vortrag über „Nachhaltige Entwicklung

in Deutschland Anspruch und Realität“. Am

Samstag, den 13. 05. 06, spricht Dr. Rein-

hard Hermle, Misereor, über „Die Kirchen:

Promotoren für eine nachhaltige Entwick-

lung in Deutschland?!“ Pfr. Klaus Breyer,

Umweltbeauftragter der Ev. Kirche von West-

falen versucht „Kirchliche Handlungsfelder“

abzustecken. 

Anmeldung: Ev. Akademie Sachsen-Anhalt e.V.

Schlossplatz 1d, 06886 Lutherstadt Wittenberg

Eva-Maria Herz-Michl, Tel.: 0 34 91/49 88-47/48

Fax: 0 34 91/40 07 06, herz-michl@kfh-wb.de

www.ev-akademie-wittenberg.de. Tagungsbeitrag inkl.

Verpflegung und Übernachtung im DZ: 70,– EUR
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